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I. Allgemeines 


1. Ministerkomitee 

Das Ministerkomitee des Europarats trat am 
17. April 1975 in Straßburg unter Vorsitz des däni- 
schen Außenministers K. B. Andersen zu seiner 
56. Sitzung zusammen. Die deutsche Delegation 
wurde von Staatsminister Moersch geleitet. 

Die Ministerbeauftragten tagten im Berichtszeitraum 
fünfmal (244. bis 248. Sitzung). 

Sie billigten im September 1975 den Entwurf eines 
mittelfristigen Arbeitsprogramms für die Zeit von 
1976 bis 1980, der vom Generalsekretär unter Be- 
rücksichtigung der Stellimgnahmen der 18 Mitglieds- 
regierungen erarbeitet wurde. Der Entwurf liegt 
nunmehr der Versammlung vor, die dazu auf ihrer 
Sitzung im Januar 1976 Stellung nehmen wird. Auch 
die wichtigsten Ausschüsse der Regierungssachver- 
ständigen wurden zur Meinungsäußerung aufgefor- 
dert. Sinn des Plans ist es, die Arbeiten des Europa- 
rats auf einige wesentliche Aufgabenbreiche zu kon- 
zentrieren. Auf der Grundlage des Plans soll künf- 
tig im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel das 
konkrete Arbeitsprogramm für jeweils ein Jahr fest- 
gelegt werden. 

Der Dialog zwischen den Ministerbeauftragten und 
Mitgliedern der Parlamentarischen Versammlung 
wurde bei der Sitzung des Gemischten Ausschusses 
am 19. September 1975 mit einer ersten Ansprache 
über das mittelfristige Arbeitsprogramm fortgesetzt. 
Die Ministerbeauftragten erörterten ferner die Frage 
einer Verstärkung des außenpolitischen Meinungs- 
austausches im Ministerkomitee. 


2. Parlamentarische Versammlung 

Die Parlamentarische Versammlung hielt den ersten 
Teil ihrer 27. Sitzungsperiode in der Zeit vom 21. bis 
25. April 1975 ab. Sie wählte den österreichischen 
Abgeordneten Karl Czernetz (SPÖ) zu ihrem neuen 
Präsidenten. Der Sprecher der deutschen Delegation, 
der Abgeordnete Klaus Richter, wurde zu einem der 
zehn Vizepräsidenten gewählt. 

Auf Einladung der Versammlung sprach der indone- 
sische Außenminister Malik über die Beziehungen 
zwischen Europa und Südostasien. 

Die Versammlung behandelte insbesondere die Lage 
auf Zypern, die Entwicklung in Portugal, die Situa- 


tion im Nahen Osten und die Zusammenarbeit bei 
der Entwicklungshilfe. 


II. Politische Fragen 


1. Portugal 

Die Entwicklung in Portugal stand weiterhin im 
Mittelpunkt des Interesses des Europarats. Die Mini- 
ster brachten auf ihrer Sitzung im April die Hoff- 
nung zum Ausdruck, daß sich in Portugal eine echte 
pluralistische Demokratie und auf dieser Basis enge 
Kontakte dieses Landes zum Europarat entwickeln 
möchten. Sie begrüßten die durchgeführte Entkolo- 
nisierung in Afrika. — Im gleichen Sinne äußerte 
sich die Versammlung, wobei allerdings Unter- 
schiede in der Beurteilung der bestehenden Lage 
und der künftigen politischen Entwicklung Portu- 
gals zum Ausdruck kamen. 

Es bestand Einvernehmen unter den Mitgliedsregie- 
rungen über die Notwendigkeit stärkerer Kontakte 
mit den politischen Kräften in Portugal. Ferner soll- 
ten die Möglichkeiten der intensiveren Mitarbeit 
Portugals im Rahmen des zwischenstaatlichen Ar- 
beitsprogramms geprüft werden. Auf Grund von 
Sondierungen des Generalsekretärs bei der portu- 
giesischen Regierung beschloß das Ministerkomitee 
ein Programm technischer Kontakte auf den Gebie- 
ten des Rechts, des Sozialwesens, der Erziehung und 
des Informationswesens. 


2. KSZE 

Die Minister beschlossen auf ihrer April-Sitzung fer- 
ner, nach dem Abschluß der Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa über die praktische 
Durchführung der Konferenzergebnisse von Helsinki 
im Ministerkomitee des Europarats einen periodi- 
schen Gedankenaustausch zu führen. 


3. Zypern 

Zur Lage in Zypern äußerten die Minister im April 
1975 erneut die Hoffnung, daß die Volksgruppen- 
gespräche so bald wie möglich zum Erfolg führen 
werden. Die Mitgliedsländer des Europarats, dem 
die drei am Zypernkonflikt beteiligten Länder ange- 
hören, trugen auch im Berichtszeitraum durch huma- 
nitäre Hilfe zur Besserung der Lage der betroffenen 
Bevölkerung bei. 


Auf Grund der Beschlüsse des Deutschen Bundestages vom 22. Februar und 28. April 1967 — Drucksachen 
V/1010, V/1653 — zugeleitet mit Schreiben des Staatsministers im Auswärtigen Amt vom 24. November 1975. 
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III. Aus der Tätigkeit des Europarats in seinen 
sonstigen Aufgabenbereichen 


1. Menschenrechte 

Beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
sind von den insgesamt 16 seit seiner Gründung 
eingebrachten Fällen z. Z. noch fünf Fälle anhängig: 
Belgische Polizeigewerksdiaft gegen Belgische Re- 
gierung, Schwedische Lokomotivführergewerkschaft 
gegen Schwedische Regierung, Schmidt und Dahl- 
ström gegen Schwedische Regierung, Engel u. a. ge- 
gen Niederländische Regierung und Kjeldsen u, a. 
gegen Dänische Regierung. 

Die neu geschaffene Möglichkeit, den Gerichtshof 
außerhalb von Streitfällen mit der Bitte um Rat- 
erteilung anzugehen, wurde bisher nicht genutzt. 

Aus der Arbeit der Europäischen Kommission für 
Menschenrechte ist die Zulassung der beiden Be- 
schwerden Zyperns gegen die Türkei von besonde- 
rer politischer Bedeutung. 

Die Klage König gegen Bundesrepublik Deutschland 
wegen überlanger Verfahrensdauer nach gericht- 
licher Anfechtung des Entzugs einer ärztlichen Ap- 
probation, wurde von der Kommission im Mai für 
zulässig erklärt. In Sachen Baader, Meinhof u. a. 
gegen die Bundesrepublik entschied die Kommission 
auf Verwerfung als unzulässig und offensichtlich 
unbegründet. 

Belgien und Italien erneuerten ihre Anerkennung 
der Gerichtsbarkeit des Europäischen Gerichtshofes 
für Menschenrechte und der Institution der Indivi- 
dualbeschwerde für die Dauer von weiteren zwei 
Jahren. 


2. Soziale und sozio-ökonomische Fragen 

Das Ministerkomitee verabschiedete im Mai 1975 
eine Entschließung über die soziale Lage der Land- 
fahrer in Europa. 

Auf Grund der Empfehlung der Versammlung über 
den Schutz Minderjähriger vor Mißhandlungen hat 
der Regierungssozialausschuß im April 1975 eine 
Arbeitsgruppe mit einer Studie über den Schutz des 
Kindes beauftragt. Eine weitere Arbeitsgruppe, der 
auch ein deutscher Vertreter angehört, wurde ein- 
gesetzt, um Untersuchungen und Maßnahmen zur 
Eingliederung sozialer Randgruppen vorzubereiten. 

Der Regierungssozialausschuß verabschiedete ferner 
im September 1975 den Entwurf einer Entschließung 
über die Rolle von Sicherheitsdiensten für den Ar- 
beitsschutz in Unternehmen nebst Durchführungs- 
richtlinien. 

Der Ausschuß setzte außerdem seine Beratungen 
über den Entwurf einer Entschließung über Frauen- 
arbeit fort, die 1976 fertiggestellt werden soll, und 


befaßte sich mit der Empfehlung der Versammlung 
über Stellung und Verantwortung der Eltern in der 
heutigen Familie und ihre Unterstützung durch die 
Gesellschaft. Der Ausschuß erörterte schließlich die 
Grundzüge eines Berichts über die Vorbereitung auf 
den Ruhestand. 


3. Erziehung und Kultur 

Im Juni fand in Stockholm die 9. Sitzung der „Stän- 
digen Konferenz der Erziehungsminister“ statt, an 
der Vertreter der 21 Signatarstaaten der Euro- 
päischen Kulturkonvention teilnahmen. Die deutsche 
Delegation wurde von dem Minister für Wissen- 
schaft und Kunst des Landes Niedersachsen, Prof. 
Dr, Grolle, geleitet. Konferenzthemen waren die Er- 
wachsenenbildung („Recurrent education"), die Aus- 
bildung von Wanderarbeitnehmern und ihren Fami- 
lienangehörigen und die europäische Zusammen- 
arbeit im Erziehungsbereich. Zu allen Themen wur- 
den Resolutionen verabschiedet. 

Die „Europäische Kunstausstellung“, die etwa alle 
drei Jahre unter der Schirmherrschaft des Europa- 
rats stattfindet, wurde im Juli 1975 in Belgien zum 
Thema „Aspekte des Volkslebens in Europa — 
1975" eröffnet. An ihr beteiligten sich auch einige 
osteuropäische Staaten. 

Für ein europäisches Kulturzentrum in Delphi wurde 
der griechischen Regierung ein einmaliger Bau- 
kostenzuschuß von 500 000 FF gewährt, der bereits 
früher aus dem Kulturfonds des CCC sowie aus 
freiwilligen Spenden einiger Mitgliedsländer aufge-» 
bracht worden war und nach Wiederhesrtellung der 
Demokratie in Griechenland nunmehr überwiesen 
wurde. 


4. Jugendfragen 

Neuer Exekutivdirektor des Europäischen Jugend- 
werkes wurde der Deutsche Ernst Piehl, neuer Stell- 
vertretender Direktor die Schwedin Agneta Viirman. 

Zu den Plänen für eine Erweiterung des Europä- 
ischen Jugendzentrums wurden von den Minister- 
beauftragten Untersuchungen über den erforder- 
lichen Umfang der Erweiterung und deren Kosten 
veranlaßt. Wegen der derzeitigen Finanzlage wurde 
aber zugleich auch geprüft, ob nicht bereits durch 
eine bessere Nutzung der vorhandenen Einrichtun- 
gen die erfolgreiche Tätigkeit des Jugendzentrums 
intensiviert werden kann. 


5. Öffentliches Gesundheitswesen 

Der europäische Ausschuß für öffentliches Gesund- 
heitswesen hat sich in drei Arbeitsgruppen mit 
Strukturfragen im Krankenhausbereich befaßt. Die- 
ser Problemkomplex ist von besonderer Bedeutung 
im Hinblick auf die in allen Mitgliedsländern stei- 
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genden Kosten im Gesundheitswesen. Die Unter- 
suchungen werden noch in diesem Jahre abgeschlos- 
sen und ihre Ergebnisse veröffentlicht. 

Der dritte Band des Europäischen Arzneibuches ist 
im Oktober 1975 erschienen. 


6. Umwelt 

Die Ministerbeauftragten haben bei den Beratungen 
über den Entwurf einer Europäischen Konvention 
zum Schutze internationaler Wasserläufe gegen Ver- 
unreinigung in einer Reihe von Punkten Fortschritte 
erzielt. Gegenstand der weiteren Beratungen ist un- 
ter anderem die Frage einer Beteiligung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft als Vertragspartei 
des künftigen Übereinkommens und ihr Status im 
Rahmen des Übereinkommens. Die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften und das Sekretariat 
des Europarats haben sich bereits über die durch 
eine Beteiligung der EWG notwendig werdenden 
Änderungen des Konventionsentwurfs geeinigt. 

Die Vorbereitungen der zweiten Ministerkonferenz 
über Umweltfragen, die im März 1976 in Brüssel 
stattfinden soll, sind weiter fortgeschritten. Die Bun- 
desrepublik Deutschland ist Berichterstatter zum 
Konferenzthema „Verfahren für die Bewertung der 
Auswirkungen der wirtschaftlichen Entwicklung auf 
die Natur (Prüfung der Umweltverträglichkeit)" so- 
wie zum Thema „Freizeit und Naturschutz", zu dem 
bereits Empfehlungen auf einer Konferenz im Juni 
1975 in Hamburg durch Fachleute aus 19 europä- 
ischen Ländern erarbeitet wurden. 


7. Raumordnung 

Die 3. Europäische Raumordnungsministerkonferenz, 
die 1976 in Italien auf Einladung der italienischen 
Regierung stattfindet, wird sich auf Probleme der 
Verstädterung und deren Kontrolle im Rahmen der 
Raumordnung konzentrieren. 

Ein weiteres Symposium über Probleme der Alt- 
stadtsanierung fand im April 1975 in Krems in 
Österreich im Rahmen des „Europäischen Denkmak 
sdiutzjahres" statt, das im Oktober 1975 mit einer 
Großkundgebung in Amsterdam zu Ende ging. 


8. Kommunale und regionale Fragen 

Das 2. Symposium über Grenzregionen im Septem- 
ber 1975 in Innsbruck befaßte sich mit den Proble- 
men der Grenzarbeiter, die täglich auf dem Wege 
zur Arbeitsstätte eine Staatsgrenze zu überqueren 
haben. Ferner wurden Fragen der Raumordnung und 
des Umweltschutzes in Grenzgebieten erörtert. 

Die Stadt Darmstadt erhielt 1975 den Europapreis, 
der von dem Ausschuß der Versammlung für Raum- 
ordnung und Gebietskörperschaften für besondere 


Verdienste um die Verbreitung des europäischen 
Einigungsgedankens verliehen wird. Damit wurde 
seit 1955 zum fünften Male eine deutsche Gemeinde 
mit dem Europapreis ausgezeichnet. 


9. Rechtsfragen 

Am 22. Mai 1975 fand in Obernai/Frankreich ein 
informelles Treffen der Justizminister der Mitglieds- 
länder statt. Es diente der Koodinierung der natio- 
nalen Rechtspolitik und — angesichts der sich ver- 
mehrenden Aktivitäten von Terroristen — einem 
erneuten Gedankenaustausch über Fragen der Ter- 
rorismus-Bekämpfung. Im Anschluß an dieses Tref- 
fen der Justizminister und auf Vorschlag des Euro- 
päischen Komitees für Strafrechtsprobleme faßte das 
Ministerkomitee den Beschluß zur Gründung eines 
Expertenausschusses für Fragen des Terrorismus. 

Ein Treffen höchster deutscher Verfassungsrichter 
mit verschiedenen Rechtsgremien des Europarats im 
Juni in Straßburg befaßte sich mit Kompetenzkon- 
flikten auf dem Gebiet des Grundrechtsschutzes zwi- 
schen dem Menschenrechts-Gerichtshof in Straßburg, 
dem Gerichtshof der EG in Luxemburg und dem 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. 

Die Arbeiten an einer Europäischen Konvention 
über Amtshilfe in Verwaltungssachen wurden im 
April 1975 von einem besonderen Sachverständigen- 
ausschuß aufgenomemn und im Oktober 1975 mit 
der Beratung von Vorentwürfen fortgesetzt. 


IV. Zusammenfassung 

Aus der Tätigkeit des Europarats im Berichtszeit- 
raum ist hervorzuheben, daß die Minister bei ihrer 
56. Sitzung im April 1975 in Straßburg beschlossen, 
nach dem Abschluß der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa über die praktische 
Durchführung der Konferenzergebnisse im Minister- 
komitee des Europarats einen periodischen Gedan- 
kenaustausch zu führen. Auf das Thema KSZE-Folge- 
maßnahmen konzentrierte sich daher das Interesse 
an einer Verstärkung des außenpolitischen Mei- 
nungsaustausches der Ministerbeauftragten. Ferner 
fand die Entwicklung auf der iberischen Halbinsel 
ein starkes Echo im Europarat. Auf Grund von Son- 
dierungen des Generalsekretärs bei der portugiesi- 
schen Regierung beschloß das Ministerkomitee ein 
Programm technischer Kontakte zwischen dem 
Europarat und Portugal auf den Gebieten des Rechts, 
des Sozialwesens, der Erziehung und des Informa- 
tionswesens. Das zwischenstaatliche Arbeitspro- 
gramm des Europarats für 1975 wurde erfolgreich 
fortgesetzt. Für die Zeit von 1976 bis 1980 wurde im 
September 1975 der Entwurf eines mittelfristigen 
Arbeitsprogramms beschlossen. Strukturen und Ar- 
beitsmethoden der etwa 150 Regierungsexperten- 
ausschüsse des Europarats wurden auf Möglichkei- 
ten der Rationalisierung hin überprüft. 
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Halbjahresbericht der Bundesregierung über die Tätigkeit der Westeuropäischen Union 
in der Zeit vom 1. April bis 30. September 1975 


I. Allgemeines 

1 . 

Die Versammlung der Westeuropäischen Union 
tagte aus Anlaß ihres 20jährigen Bestehens vom 
26. bis 30. Mai 1975 auf Einladung des Deutschen 
Bundestages zum ersten Male in Bonn. An der 
feierlichen Gedenksitzung nahmen auch zahlreiche 
Ehrengäste sowie ehemalige Mitglieder der Ver- 
sammlung teil. Bundesminister Leber begrüßte die 
Versammlung an Stelle des von Bonn abwesenden 
Bundesministers des Auswärtigen im Namen der 
Bundesregierung. Er hob hervor, daß die WEU im- 
mer dann für gemeinsame Sicherheitsinteressen ak- 
tiv geworden sei, wenn kritische Phasen in der 
europäischen Zusammenarbeit zu überwinden wa- 
ren. Der Bundeskanzler betonte in einem Grußwort, 
daß der vor 20 Jahren in Kraft getretene revidierte 
Brüsseler Vertrag, dem die Bundesrepublik Deutsch- 
land die Eingliederung in das westliche Bündnis 
verdanke, die beiden Ziele vereinigt, denen jede 
Bundesregierung Priorität beimißt: Stärkung der 
Atlantischen Allianz und Europäische Einigung. 

Für die übrigen Mitgliedsregierungen sprachen bei 
der Festsitzung: der belgische Verteidigungsmini- 
ster Vanden Boeynants, der französische Staats- 
sekretär im Außenministerium Destremeau, der 
italienische Staatssekretär im Außenministerium 
Battaglia, der luxemburgische Gesundheits-, Um- 
welt- und Verteidigungsminister Krieps, der nieder- 
ländische Staatssekretär im Außenministerium 
Kooymans und der britische Verkehrsminister und 
frühere WEU-Parlamentarier Fred Mulley. 

An den Debatten der ordentlichen Sitzung nahmen 
als Gastredner teil: Staatsminister Moersch, der bel- 
gische Staatssekretär für Haushalt und Wirtschafts- 
politik Geens, NATO-Oberbefehlshaber General 
Haig und abermals Staatssekretär Destremeau. 

Die Rede des verhinderten Staatsministers im 
Foreign Office Hattersley wurde verlesen. Der bel- 
gische Außenminister Van Elslande erstattete als 
amtierender Ratsvorsitzender den Jahresbericht des 
WEU-Rats. Die Erörterung dieses Berichts war einer 
der Hauptpunkte der Tagung. Der politische Teil der 
Aussprache galt dem Verhältnis der WEU zur künf- 
tigen Europäischen Union, den Ost-West-Beziehun- 
gen und der Zusammenarbeit mit den Vereinigten 
Staaten. Im wissenschaftlich-technologischen Teil 
stand die Zukunft der europäischen Luft- und Raum- 
fahrt im Mittelpunkt. 

Aus Anlaß der Bonner Tagung gaben Bundespräsi- 
dent und Bundesregierung Empfänge für Abgeord- 
nete und Gäste. 


2 . 

Der Ministerrat trat am 20. Mai 1975 in London 
unter Vorsitz des britischen Außenministers Calla- 
ghan zusammen. Die deutsche Delegation wurde vom 
Staatsminister im Auswärtigen Amt Moersch gelei- 
tet. Der Ministerrat erörterte den Stand der Ost- 
West-Beziehungen. Er beschäftigte sich mit den Pro- 
blemen verbesserter Rüstungszusammenarbeit und 
beauftragte den Ständigen Rat mit der weiteren 
Prüfung der von der belgischen Regierung hierzu 
eingebrachten neuen Vorschläge. In einer informel- 
len Aussprache mit den Mitgliedern des Präsidial- 
und des Politischen Ausschusses der Versammlung 
brachten die Minister ihr Interesse an einem frucht- 
baren Dialog mit der Versammlung zum Ausdruck. 


3. 

Der Ständige Rat auf Botschafterebene befaßte sich 
auf seinen regelmäßigen Sitzungen in London mit 
Vorbereitung und Auswertung der Sitzungen des 
Ministerrats. Im Verhältnis zur Versammlung ant- 
wortete der Ständige Rat auf die Empfehlungen 261 
und 266 sowie auf die Schriftlichen Fragen 154 bis 
159, 161 und 162. Die Empfehlungen 260, 262 bis 
265 und 267 bis 272 sowie die Schriftliche Frage 160 
werden zur Zeit in Rat und Arbeitsgruppe erörtert. 
Der Haushalts- und Organisationsausschuß beriet 
auf einer Sitzung am 18. September 1975 den Haus- 
halt 1976. 


II. Politische Fragen 


1 . 

Alle Vertreter der Mitgliedsregierungen würdigten 
die Sonderrolle, welche sich die Versammlung als 
kompetentes europäisches Parlamentariergremium 
für Verteidigungsfragen in 20 Jahren geschaffen hat. 
Ihre Teilnahme an den Debatten unterstrich die Be- 
reitschaft der Regierungen, den Dialog mit der Ver- 
sammlung fortzusetzen. Eine zielstrebige Außen- 
politik unter Partnern fordere künftig, wie Staats- 
minister Moersch ausführte, eine noch stärkere par- 
lamentarische Verankerung. Angesichts der Kritik 
einiger Abgeordneter an der verminderten Rolle des 
Rats wies der amtierende Ratsvorsitzende Van Els- 
lande auf die praktischen Schwierigkeiten hin, den 
Rat in der gegenwärtigen Lage stärker zu nutzen. 
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2 . 

Ost-West-Beziehungen wurden sowohl von der Ver- 
sammlung wie auf der Ministerratstagung disku- 
tiert. Es zeigte sich ein hoher Grad an Einmütigkeit 
in der Bewertung der Entspannungspolitik. Die 
Rüstungsanstrengungen der Staaten des Warschauer 
Pakts wurden mit Besorgnis registriert. 


3 . 

In der Sicherheitsdebatte wurde die Bedeutung des 
Bündnisses mit den USA für eine wirksame Ver- 
teidigung Europas hervorgehoben. Empfehlung 271 
setzt sich dementsprechend für verstärkte Zusam- 
menarbeit mit den USA ein. 


4 . 

In der Frage der Rüstungszusammenarbeit zeigten 
sich unterschiedliche Auffassungen. Während von 
französischer Seite für eine stärkere Einschaltung 
der WEU in die rüstungspolitische Zusammenarbeit 
plädiert wurde, betonten Bundesminister Leber und 
Staatsminister Moersch die Priorität von NATO und 
Eurogroup. Dies schließe jedoch eine bessere Nut- 
zung des Ständigen Rüstungsausschusses der WEU 
nicht aus. Doppelarbeit müsse allerdings vermieden 
werden. 


5 . 

In der Debatte über Lu/f- und Raumfahrt sprachen 
sich alle Redner für die bestmögliche Nutzung der 
durch die Schaffung der Europäischen Weltraumbe- 
hörde geschaffenen erweiterten Möglichkeiten aus 
und forderten in Entschließung 272 eine ähnliche In- 
stitution auf dem Gebiet der Luftfahrt als Voraus- 
setzung einer auch hier dringend erforderlichen bes- 
seren europäischen Zusammenarbeit. 


III. Rüstungskontrollamt 

Das Rüstungskontrollamt setzte auf dem europä- 
ischen Festland die Mengenkontrollen der von den 


Vertragspartnern gehaltenen Waffenbestände und 
in der Bundesrepublik Deutschland die Niditherstel- 
lungskontrollen fort. Die Zusammenarbeit zwischen 
dem Amt und den deutschen Stellen war gut und 
vertrauensvoll. Das Verfahren zur Unterrichtung der 
betroffenen deutschen Firmen über das Ergebnis der 
bei ihnen durchgeführten Niditherstellungskontrol- 
len hat sich weiterhin im wesentlichen bewährt. 


IV. Ständiger Rüstungsausschuß 

Der Ständige Rüstungsausschuß hielt am 11. April 
und 18. September 1975 Sitzungen ab, auf denen 
Fragen der Methodik der Rüstungszusammenarbeit 
und die Resultate der Sitzung des Verbindungsaus- 
schusses Versammlung/Rat für gemeinsame Rü- 
stungsproduktion am 18. Februar 1975 erörtert wur- 
den. Die enge Zusammenarbeit mit den entsprechen- 
den Gremien der NATO, Eurogroup und Finabel 
(Koordinierungsstelle der Heeresstabschefs der Mit- 
gliedsstaaten) wurde fortgesetzt. 


V. Zusammenfassung 

Die Bonner Jubiläumssitzung der WEU-Versamm- 
lung im Mai 1975 war das herausragende, von der 
Öffentlichkeit stark beachtete Ereignis des Berichts- 
zeitraums. Die Vertreter der sieben Mitgliedsregie- 
rungen bekundeten bei der Sitzung ihr unvermin- 
dertes Interesse an dem Dialog mit der Versamm- 
lung, die sich in den zwanzig Jahren ihres Bestehens 
als ein kompetentes europäisches Parlamentarier- 
gremium für Sicherheitsfragen bewährt hat. Die 
Bundesregierung erinnerte an die Rolle der West- 
europäischen Union bei der Eingliederung unseres 
Landes in das westliche Bündnis. Durch das Pariser 
Vertragswerk, das am 5. Mai 1955 in Kraft trat, 
wurde die Bundesrepublik Deutschland ein souve- 
räner und gleichberechtigter Partner in der NATO 
und in der WEU. 

Bei der diesjährigen Ministerratssitzung am 20. Mai 
1975 standen Ost- West-Fragen im Mittelpunkt des 
Meinungsaustausches. 
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